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Drudcsadie 2444 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über die vorläufige Fortgeltung der Inan- 
spruchnahme von Gegenständen für Zwecke der auslän- 
dischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder 

- Drucksachen 2268, 2305, 2365, 2386 - 


Berichterstatter: 

Minister Siemsen (Nordrhein-Westfalen) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle Beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 141. Sitzung am 19. April 
1956 beschlossene Gesetz über die vorläufige Fortgeltung der In- 
anspruchnahme von Gegenständen für Zwecke der ausländischen 
Strekkräfte und ihrer Mitglieder — Drucksachen 2268, 2305 — 
erhält die sich aus der Anlage ergebende Fassung. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 7. Juni 1956 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. h. c. Zinn Siemsen 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 149, Plenarsitzung am 8, Juni 1956 


Druck: Bonner Unlversitäts-Bucäicirudserel, Bonn 
AUein vertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gesetz 

über die vorläufige Fortgeltung der Inanspruchnahme von Gegenständen für 
Zwecke der ausländischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 


S 1 

Gegenständ-e, die durch Artikel 48 Abs. 1 
des Vertrages über die Reehte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglie- 
der in der Bundesrepublik Deutschland — 
Truppenvertrag — (Bundesgesetzlbl. 1955 II 
S. 321) für in Anspruch genommen erklärt 
und nicht freigegeben worden sind, gelten 
vorbehaltlich »der folgenden Bestimmungen 
bis zum Inkrafttreten jeweils des Bundeslei- 
stungsgesetzes, des Landbeschaffungsgesetzes 
und des Schutzbereichgesetzes, jedoch nicht 
länger als bis zum 31. Dezember 1956, wei- 
terhin als in Anspruch genommen. 

S 2 

(1) Die Inanspruchnahme ist aufzuheben, 
wenn der Gegenstand für Zwecke der aus- 
ländischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder 
nicht mehr benötigt wird oder ausreichender 
Ersatz zur Verfügung steht oder sonst der 
Bedarf in angemessener Weise auf rechtsge- 
schäftlicher Grundlage gedeckt werden kann. 
Sind Wohnungen Gegenstand der Inan- 
spruchnahme, so ist bei den Entscheidungen 
nach Satz 1 die Inanspruchnahme solcher 
Wohnungen bevorzugt aufzuheben, deren 
Eigentümer sie für sich, ihre Familienange-^ 
hörigen und die zu ihrem Hausstand ge- 
hörenden Personen dringend benötigen; 
dem Eigentümer stehen Mieter und sonstige 
zum Gebrauch der Wohnung Berechtigte 
gleich. 

(2) Mit der Aufhebung der Inanspruch- 
nahme von Wohnungen und Hotels endet 
auch die Inanspruchnahme der darin befind- 
lichen Einrichtungsgegenstände des Eigen- 


tümers und der anderen zum Gebrauch oder 
zur Nutzung Berechtigten; das gleiche gilt bei 
sonstigen Liegenschaften, außer in den Fäl- 
len, in denen die weitere Benutzung der Ein- 
richtungsgegenstände für die Erfüllung der 
Verteidigungsaufgabe der ausländischen Streit- 
kräfte erforderlich ist. 

§ 3 

(1) Vorbehaltlich der endgültigen Rege- 
lung durch das Bundesleistungsgesetz, das 
Landbeschaffungsgesetz und das Schutzbe- 
reichgesetz finden hinsichtlich der Entschädi- 
gung für die Inanspruchnahme der Gegen- 
stände die §§ 14 bis 16 und 18 des Flücht- 
lingsnotleistungsgesetzes vom 9. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 45) sinngemäß Anwen- 
dung. 

(2) Vorbehaltlich der endgültigen Rege- 
lung durch die im Absatz 1 genannten Ge- 
setze finden hinsichtlich der Ersatzleistung 
für Schäden an freigegebenen Gegenständen 
die §§ 4 bis 13 des Gesetzes über die Abgel- 
tung von Besatzungsschäden vom 1. Dezem- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 734) sinnge- 
mäß Anwendung. 

§ 4 

Die Landesregierungen bestimmen die für 
die Aufhebung der Inanspruchnahme und die 
Festsetzung der Entschädigung zuständigen 
Behörden. 

S 5 

Soweit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes das Grundrecht nach Artikel 13 des 
Grundgesetzes berührt wird, wird dieses 
Grundrecht eingeschränkt. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
5. Mai 1956, 12 Uhr, in Kraft. 
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